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313 der Beilagen zu den stenographischen'Protokollen des N ationalr~tes (V. G.P .). 

Bericht 
des Justizausschusses 

über. die Regierungsvorlage (287 der Bei­
lagen): Bundesgesetz über die Aufhebung 
von reichsrechtlichen Vorschriften auf dem 

Gebiete des Vollstreckungsrechtes. 
'Der nur ,drei. Paragraphen umfa:ssen!de Gesetz­

·entwul1f bezweckt ,eine IKtarstdhmg, indem er 
e1nerseits eine Verordn'unlg au;f ,dem Gebiete des 
ExdmtionlSrechtes, dile aus .der Ut ,der :deutschen 
BesetZung öst·erreichs ~ta!IDmt, ,ausldrück'lich für 
aUlfgehoben erkilärt, ·a·nderseiüs Iden in :der über­
gan!gszeit vom 27. AprVl :bis 8. Mai 1945 bewillig­
ten ,Exekutionen :die glesetzliche Grundlage wa:hrt. 

Es ist ,e!ine Se~bstverstän)dlichlkejt, :daß die 
e11Wähnt,e VerOl1dnlUll'g, ,die am 16. Jänner 1940 
erla:ssen wUI1de(R. G. ißI. I S. 171), für :die Voll­
streckunig von EX!ekuti~mstiteln, welche nach der 
U naiöhängigkei tS'erkJärung ös terrei chls la'ußel1hallb 
des österreichischen Staatsgebietes entstanden 
s:ind, bei uns nicht .mehr -gelten konnte. Die 
Befl1eiung österreichs war alberam 27. Apri11945 
noch nichtahgesch1lo:ssen. Bei Gerichten in Iden. 
~päter hefreiten Teillen war es Ida:her nicht 'aus­
gesch:lossen, daß noch nach ~dem 27. April 1945 

Dr. Häuslmayer, 
Berjchterstatter. 

die Bewillligu1l!g und spätere Durchführung von 
EmlUt,ionen nach den früheren V:ol1sdll1ilften 
eI1fol!gte. Dies·en Vel"fahren '~ann nicht· nachträg­
li:ch lilie ,gesetzliche Grundlag:e entzogen. wel"den. 

Der § lides Geseozentwut1fes spricht daher aus, 
daß die genannte V:erordnung :rückwil"kend mit 
27. April 1945 aufig.ehohen ist. Der § 2 trifft die 
notwendige -q.berga'llIg~be&timjmlUiJJg, daß IffÜr Titel, 
Idie ibis zum 27. April 1945, volLstreckbar gewor­
Iden s,ind, und Flir ahle Exdkutionen:, :die bis zum 
8. Mai 1945 hewimgt w6~den sind, die bisiherigen 
V onchriften ma;ßgebenld l'linid. 

Der JU'stizausl'lchuß hat in seiner Sitzung vom 
14. Februar 1947 'ohne Delbatte heschlossen, die 
Regierun!gsvorllage dem Hause zur Annahme zu 
emptfeihlen. , 

,Es wir.dsomit Ider An t rag gestellt, der 
Nat-iona'lrat wolle idem von :der Bundesregierung 
VOl1geleogten'Gesetzentwurr (287 ,der Beilagen) die 
verfassungsmäßige Zu'Stimmung erteilen. 

Wien, am 14. Felbruar 1947. 

Dr. Schelf, 
ObmallJl1. 
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